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Sdirlftllcher Berldit 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2136 — 

betr. Auslauffristen für Maße und Gewichte bei Lastkraftwagen 


A. Bericht des Abgeordneten Drachsler 


Der Antrag der Fraktion der FDP vom 18. Okto- 
ber 1960 betr. Auslauffristen für Maße und Gewichte 
bei Lastkraftwagen — Drucksache 2136 — wurde in 
der 131. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
9. November 1960 an den Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen überwiesen. Er hat zum 
Inhalt, daß die Auslauffristen im Gebiet der Bundes- 
republik und im Land Berlin den internationalen 
Beschlüssen so angeglichen werden, daß keinerlei 
Diskriminierungen für deutsche Unternehmer im 
internationalen und nationalen Verkehr entstehen. 

Der Ausschuß hat den Entwurf in seiner 95. Sit- 
zung am 12. Januar 1961 abschließend behandelt. 
Dabei ergab sich, daß die am 5. Oktober 1960 in der 
Europäischen Konferenz der Verkehrsminister in 
Den Haag vereinbarten Abmessungen und Gewichte 
den Werten entsprechen, wie sie für diie Bundes- 
republik durch Verordnung vom 7. Juli 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 485) festgelegt worden sind. 
Die vereinbarten technischen Grenzdaten sollen 
im grenzüberschreitenden Verkehr allgemein am 
1. Januar 1966 in Kraft treten. Um die deut- 
schen Fahrzeughalter, soweit isie grenzüber- 
schreitenden Verkehr betreiben, während der 
in der Haager Resolution festgelegten Über- 
gangszeit gegenüber den in die Bundesrepublik ein- 
fahrenden ausländischen Fahrzeughaltern vor einer 
Benachteiligung zu schützen, hat der Bundesminister 
für Verkehr eine mit Zustimmung des Bundesrates 
zu erlassende Rechtsverordnung vorbereitet, die 
eine Gleichbehandlung der deutschen Fahrzeuge im 
grenzüberschredtenden Verkehr bis zum 31. Dezem- 
ber 1965 vorsieht. Außerdem will der Bundesmini- 
ster für Verkehr den Fahrzeughaltern, denen eine 
Ersatzbeschaffung von Anhängern wegen Produk- 
tionsschwierigkeiten der Herstellerbetriebe nicht 


rechtzeitig vor dem 1. April 1961 möglich ist, durch 
Ausnahmegenchmigungen helfen. 

Die Notwendigkeit einer Verlängerung der natio- 
nalen Auslauffristen 

a) vom 1. April 1961 für Züge mit einer Gesamt- 
länge von mehr als 18 m und einem Gesamt- 
gewicht von mehr als 32 t und 

b) vom 1. April 1963 für Züge mit einer Gesamt- 
länge von mehr als 16,5 m und einem Gesamt- 
gewicht von mehr als 32 t 

wurde damit begründet, daß die Anhängerdndustrie 
nicht Ideferfähig sei und daß die vom Bundesminister 
für Verkehr für Härtefälle in Aussicht gestellten 
Ausnahmegenehmigungen nicht nur einen hohen 
Verwaltungsaufwand, sondern auch ungleiche Rege- 
lungen zur Folge haben würden. 

Dagegen wurde vorgebracht, daß die Fristen, die 
in der Verordnung vom 7. Juli 1960 hinsichtlich des 
Inkrafttretens der Vorschriften über die Abmessun- 
gen und Gewichte der Straßenfahrzeuge enthalten 
sind, den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen des Bundestages vom 
17. März 1960 entsprechen und daß alle Fraktionen 
bei der zweiten und dritten Beratung des von der 
Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs- Ordnung — Drucksachen 1281, 1845 — im 
Plenum des Bundestages am 22. Juni 1960 diesen 
Fristen zugestimmt hatten. 

Der Ausschuß vertrat die Auffassung, daß eine 
Verordnung nicht nach so kurzer Zeit schon wieder 
geändert werden dürfe, weil sonst das Vertrauen 
in die Beständigkeit der Gesetzgebung enttäuscht 
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würde und daß man auch an die Fahrzeughalter 
denken müsse, die dm Vertrauen auf die Neurege- 
lung entsprechende Fahrzeuge gekauft haben; bei 
einer allgemeinen Fristverschiebung würden sich 
daraus zusätzlidi unterschiedLiche Wettbewerb sver- 
hältnisse ergeben. 

Ein im Ausschuß gestellter Zusatzantrag, die Aus- 
lauffrist für Züge mit einem Gesamtgewicht von 40 t 


und edner Länge von 20 m vom 1. April 1961 bds 
zum 31. Dezember 1962 zu verlängern, fand keine 
Mehrheit. 

Nach eingehender Beratung beschloß der Aus- 
schuß mit Mehrheit, den Antrag der Fraktion der 
FDP betr. Auslauffristen für Maße und Gewichte bei 
Lastkraftwagen — Drucksache 2136 — abzulehnen. 


Bonn, den 7. Feluiiar 19r>l 


Drachsler 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 2136 — abzulehnen. 


Bonn, den 12. Januar 1961 


Der Ausschuß 

für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Drachsler 

Berichterstatter 



